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Neuregelung der Umsatzsteuerpflicht bei juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts
Unser Schreiben vom 29. Juli 2016

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Nachgang zu unserem Rundschreiben zu § 2b Umsatzsteuergesetz und zur Mdglichkeit der Aus-
ubung einer Option bis langstens 31. Dezember 2020 haben wir nach bestem Wissen und Gewissen
Vorschlage fur solche Optionserklarungen entworfen. Wir Ubersenden Ihnen hiermit einen Vor-
schlag fur eine amtsfreie Stadt oder Gemeinde, eine amtsangehdrige Gemeinde sowie fur das Amt.
Die Erklarung ist spatestens bis zum 31. Dezember 2016 bei dem fur Sie jeweils zustdndigen Fi-
nanzamt abzugeben. Wir empfehlen, dass das Amt Optionserklarungen der amtsangehdrigen Ge-
meinden gesammelt abgibt. Wir empfehlen weiter, die jeweilige Steuernummer der Gemeinde an-
zugeben.

Die Abgabe einer solchen Erklarung gegenliber dem Finanzamt zahlt jedenfalls zu den Geschéften
der laufenden Verwaltung. Die Erkl&rung ist daher unserer Meinung nach lediglich von einer Person
zu unterzeichnen.

Gleichwohl sollte die Stadtverordnetenversammlung, die Gemeindevertretung oder der Amtsaus-
schuss Uber die Rechtsdnderung und Einfiihrung von § 2b Umsatzsteuergesetz informiert werden
und die jeweils zustéandige Vertretungskorperschaft sollte Uber die Frage der Ausiibung der Option
Beschluss fassen. Zum einen stellen die Anderungen im Umsatzsteuergesetz doch gegeniiber der
frilheren Rechtslage in Deutschland eine erhebliche Anderung dar, iiber die Gemeindevertreter in-
formiert werden sollten. Zum anderen haben Bewertungen, ob es um steuerbare oder nicht steuer-
bare Leistungen der Kommune geht, ob eine Umsatzsteuererkl&drung abzugeben ist oder nicht und
ob fir einen Ubergangszeitraum mit der Optionserklarung die bisherige Rechtslage beibehalten
wird, sowohl finanzielle Auswirkungen als auch Auswirkungen innerhalb der Verwaltung, die sich
und ihre Leistungen auf das neue Recht einstellen muss.

Fur Hinweise und Anmerkungen Ihrerseits sind wir jederzeit dankbar.

Mit freundlichen GriiRen
in Vertretung

Gordes 3 Anlagen

Mittelbrandenburgische Sparkasse, Potsdam, IBAN: DE40 1605 0000 3502 2215 01, BIC: WELADED1PMB; S 7 (Haltestelle Babelsberg), Tram 94, 99 (Haltestelle Wattstral3e)



	Bürgermeisterinnen und Bürgermeister
	Neuregelung der Umsatzsteuerpflicht bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts
	Unser Schreiben vom 29. Juli 2016

